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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 13 R 3/16 B 
 
L 11 R 2879/15 (LSG Baden-Württemberg) 
S 2 R 3378/13 (SG Reutlingen) 
 
 
 
…………..…….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 
 Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Februar 2016 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   G a s s e r  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landessozialgerichts Baden-

Württemberg vom 4. Dezember 2015 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung 

von Rechtsanwalt H.          , P.           , zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im 

genannten Beschluss wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 4.12.2015 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint. Die Klägerin 

hat Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung von Rechtsanwalt H.          , P.            , bean-

tragt und Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss eingelegt. 

Sie rügt das Vorliegen eines Verfahrensmangels, weil das LSG dem im Berufungsbegründungs-

schriftsatz gestellten Beweisantrag, den behandelnden Hausarzt Dr. V.       zu vernehmen, nicht 

gefolgt sei und keine weitere Sachaufklärung betrieben habe. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Abs 1 S 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Abs 1 S 1 Zivilprozessordnung 

(ZPO) kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht nur dann PKH be-

willigt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet 

und nicht mutwillig erscheint. Das ist hier nicht der Fall. Die Rechtsverfolgung der Klägerin bietet 

keine hinreichende Aussicht auf Erfolg. Der geltend gemachte Zulassungsgrund eines Verfah-

rensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) ist nicht in der nach § 160a Abs 2 S 3 SGG gebotenen 

Weise bezeichnet worden. Daher scheidet auch die Beiordnung von Rechtsanwalt H.            aus 

(§ 121 ZPO). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei der 

Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den Verfahrensmangel (ver-

meintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darle-

gung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen mate-

rieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflus-

sung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte 

Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und 

auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit - wie hier - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) ge-

rügt wird, muss die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung 

eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren prozessordnungsgerechten Beweis-

antrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf-

grund deren bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen und zu weiterer Sach-

aufklärung hätten drängen müssen, (3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unter-

bliebenen Beweisaufnahme und (4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG 

auf der angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei 
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Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem 

Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte 

gelangen können (vgl nur BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 35, 45 und § 160a Nr 24, 34). Diesen Er-

fordernissen wird die Beschwerdebegründung vom 2.2.2016 nicht gerecht. 

 

Der Senat lässt dahinstehen, ob die Klägerin mit ihrem Vortrag, sie habe schriftsätzlich mit der 

Berufungsbegründung die "Vernehmung" des behandelnden Hausarztes Dr. V.          beantragt, 

einen prozessordnungsgerechten Beweisantrag iS von § 118 Abs 1 SGG iVm §§ 402 ff 

ZPO - unter Benennung eines konkreten Beweisthemas - bezeichnet hat. Denn jedenfalls be-

hauptet sie nicht, diesen Antrag bis zum Schluss vor dem LSG aufrechterhalten zu haben. Nach 

dem Sinn des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG soll das Übergehen von Beweisanträgen die Revisionsin-

stanz aber nur eröffnen, wenn das LSG vor seiner Entscheidung darauf hingewiesen wurde, 

dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt an-

sieht (vgl ua BSG SozR 1500 § 160 Nr 67; SozR 3-1500 § 160 Nr 9, 20, 31 sowie BVerfG SozR 

3-1500 § 160 Nr 6; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 

2011, IX RdNr 130). Dem Beweisantrag soll eine Warnfunktion zukommen, die er nicht erfüllt, 

wenn er zwar in einem früheren Verfahrensstadium schriftlich gestellt wurde, im Entscheidungs-

zeitpunkt selbst aber nicht mehr erkennbar weiter verfolgt wird. Das Übergehen eines Beweisan-

trags iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG liegt daher zumindest bei rechtskundig vertretenen 

Beteiligten - wie der Klägerin - nur dann vor, wenn der Beweisantrag in der abschließenden 

mündlichen Verhandlung oder bei einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung schriftsätz-

lich zu einem Zeitpunkt gestellt bzw wiederholt wurde, in dem feststand, dass das LSG von sich 

aus keine Ermittlungen mehr durchführen würde. Wird ein zuvor schriftsätzlich gestellter Be-

weisantrag in der mündlichen Verhandlung bzw nach Erhalt einer Anhörungsmitteilung (§ 153 

Abs 4 S 2 SGG) nicht wiederholt, so gilt er bei einem rechtskundig vertretenen Beteiligten als er-

ledigt (BSG Beschlüsse vom 5.8.2014 - B 9 SB 36/14 B - Juris RdNr 5 und vom 

27.11.2014 - B 3 KR 22/14 B - RdNr 11; vgl auch BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9; SozR 3-1500 

§ 124 Nr 3; SozR 3-1500 § 160 Nr 29; SozR 3-1500 § 160 Nr 31 sowie Leitherer in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, § 160 RdNr 18a, 18c mwN; vgl ferner Becker, Die 

Nichtzulassungsbeschwerde zum BSG [Teil II], SGb 2007, 328, 331 mwN zu Fußnote 177 und 

178). 

 

Soweit die Klägerin eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht des LSG rügt, weil es geboten 

gewesen sei, sämtliche Unterlagen auch der Krankenkasse sowie sämtliche medizinischen Be-

funde der behandelnden Ärzte beizuziehen, trägt sie bereits nicht vor, einen entsprechenden Be-

weisantrag gestellt zu haben. 

 

Dass die Klägerin die Entscheidung des LSG in der Sache für fehlerhaft hält, eröffnet die Revi-

sionsinstanz nicht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 67). 

 

6 

7 

8 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 

 

 

  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 SGG 

durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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